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Der 6. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat am 3. April 2024 beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten gegen das Urteil des Landge-

richts Nürnberg-Fürth vom 6. Oktober 2023 wird 

a)  das Verfahren im Fall B.III.1 der Urteilsgründe eingestellt; in-

soweit trägt die Staatskasse die Kosten des Verfahrens und 

die dem Angeklagten entstandenen notwendigen Auslagen;  

b) das Urteil 

aa) dahin neu gefasst, dass der Angeklagte des Betrugs in 24 

Fällen schuldig ist; 

bb) mit den zugehörigen Feststellungen aufgehoben, soweit 

mehr als 2.735.932,08 Euro eingezogen worden sind. 

Im Umfang dieser Aufhebung wird die Sache zu neuer Verhand-

lung und Entscheidung, auch über die verbleibenden Kosten der 

Revision, an eine andere Strafkammer des Landgerichts zurück-

verwiesen.  

2. Die weitergehende Revision wird verworfen. 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen Betrugs in 25 Fällen zu einer 

Gesamtfreiheitsstrafe von fünf Jahren und sechs Monaten verurteilt sowie eine 

Einziehungsentscheidung getroffen. Die auf die allgemeine Sachrüge gestützte 

Revision hat den aus der Entscheidungsformel ersichtlichen Teilerfolg (§ 349 

Abs. 4 StPO); im Übrigen ist sie unbegründet im Sinne von § 349 Abs. 2 StPO. 
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1. Nach den Feststellungen übermittelte der Angeklagte von Januar 2015 

bis Januar 2018 im elektronischen Abrechnungsverfahren insgesamt 25 Sam-

melerklärungen für kassenzahnärztliche Leistungen mit einem Gesamtabrech-

nungsbetrag von 3.180.974,48 Euro an die K.                                                     

           . Mit jeder Sammelerklärung versicherte der Angeklagte, dass die abge-

rechneten Leistungen im jeweiligen Quartal erbracht worden seien. Tatsächlich 

war dies für Leistungen in einer Gesamthöhe von 3.121.951,78 Euro nicht der 

Fall. 

2. Die Verurteilung des Angeklagten im Fall B.III.1 der Urteilsgründe kann 

nicht bestehen bleiben, weil aus den in der Antragsschrift des Generalbundesan-

walts genannten Gründen Verfolgungsverjährung eingetreten ist. Insoweit ist das 

Urteil aufzuheben und das Verfahren entsprechend § 206a Abs. 1 StPO einzu-

stellen. Die Verfahrenseinstellung zieht die aus der Entscheidungsformel ersicht-

liche Neufassung des Schuldspruchs entsprechend § 354 Abs. 1 StPO nach sich. 

3. Angesichts der Vielzahl der verbleibenden Verurteilungsfälle und der 

jeweils verhängten Freiheitsstrafen von zwei Jahren und drei Monaten bis drei 

Jahre und sechs Monate sowie ihres äußerst straffen Zusammenzugs kann der 

Senat ausschließen, dass die Strafkammer ohne die weggefallene Strafe von ei-

nem Jahr und neun Monaten auf eine niedrigere Gesamtstrafe erkannt hätte. 

4. Der Einziehungsausspruch hat in Höhe von 269.271 Euro keinen Be-

stand. 

a) Die der Einziehung des Wertes von Taterträgen (§ 73 Abs. 1, § 73c 

Satz 1 StGB) zugrundeliegende Annahme des Landgerichts, der Angeklagte 

habe über die Abrechnungsguthaben der Quartale 2 bis 4 des Jahres 2020 (Fälle 

23 bis 25) tatsächlich verfügen können (vgl. BGH, Beschluss vom 17. Okto- 
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ber 2023 – 6 StR 422/23 mwN), wird von den Feststellungen nicht getragen. Da-

nach verhängte die K.                                                                im Anschluss an 

die am 9. Juni 2020 durchgeführte Durchsuchung der Praxis- und Privaträume 

des Angeklagten einen Auszahlungsstopp und überwies nicht mehr den „vollen 

Betrag“. Erst am 6. Juli 2020, 6. Oktober 2020 und 8. Januar 2021 rechnete der 

Angeklagte für das zweite bis vierte Quartal des Kalenderjahres 2020 tatsächlich 

nicht erbrachte kassenzahnärztliche Leistungen in Höhe von insgesamt 

269.271 Euro ab. 

b) Die Einstellung des Verfahrens im Fall B.III.1 der Urteilsgründe berührt 

die diesbezügliche Einziehung des Wertes von Taterträgen nicht, denn die Ent-

scheidung wird durch § 76a Abs. 2 Satz 1 StGB getragen (vgl. BGH, Beschluss 

vom 23. Mai 2023 – GSSt 1/23, BGHSt 67, 295). 

Sander         Tiemann            Fritsche 

  von Schmettau    Arnoldi 

Vorinstanz: 

Landgericht Nürnberg-Fürth, 06.10.2023 - 18 KLs 111 Js 10215/20 
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